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Gesetze und Verordnungen

Gesetz
über die Feststellung des

Haushaltsplanes der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische

Landeskirche) für die Haushaltsjahre
2013 und 2014

(Haushaltsgesetz – HG – 2013/2014)
Vom 23. November 2012

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

§ 1
Die diesem Gesetz als Anlage beigefügten Haushalts-
pläne werden in Einnahmen und Ausgaben festge-
stellt:

Haushaltsjahr
2014

€

Haushaltsjahr
2013

€
a) Haushaltsplan

der Landeskir-
che auf

b) Sonderhaus-
haltsplan des
Pfründestif-
tungsverbandes
auf

157.483.400

2.963.700

157.463.300

2.960.900

§ 2
(1) Die Landeskirchensteuer wird nach Maßgabe der
Kirchensteuerbeschlüsse in der jeweils geltenden Fas-
sung erhoben.
(2) Die Einnahmen aus der Landeskirchensteuer wer-
den im Verhältnis 60 zu 40 auf Landeskirche und Kir-
chengemeinden (Kirchenbezirke) aufgeteilt. Die Lan-
deskirche hat für die Kirchengemeinden (Kirchenbe-
zirke) aus ihrem Anteil die Personalausgaben für Pfar-
rerinnen und Pfarrer, einschließlich deren Versor-
gung, Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone,
Jugendreferentinnen und Jugendreferenten, Religi-
onslehrerinnen und Religionslehrer, ferner die Auf-
wandsentschädigungen für Lektorinnen und Lektoren
sowie Prädikantinnen und Prädikanten zu bestreiten.
Der Anteil der Kirchengemeinden (Kirchenbezirke)
wird nach Maßgabe des § 3 ermittelt und veranschlagt.

§ 3
(1) Der Anteil der Kirchengemeinden (Kirchenbezir-
ke) nach § 2 Abs. 2 wird aus dem Nettoaufkommen
der Landeskirchensteuer (Einnahmen des Abschnittes
91 abzüglich der Ausgaben des Abschnittes 91 und 97)
sowie aus den weiteren Einnahmen gemäß der Anlage
1 zum Haushaltsgesetz ermittelt (Finanzausgleichs-

masse) und in den Unterabschnitten 9311, 9312, 9314,
9720 und 9722 veranschlagt.
(2) Am Ende eines jeden Haushaltsjahres hat der Lan-
deskirchenrat den Anteil der Kirchengemeinden nach
Absatz 1 auf der Grundlage des Rechnungsergebnis-
ses endgültig zu ermitteln und abzurechnen. Ergibt
sich hiernach eine Nachzahlung an die Kirchenge-
meinden, so entscheidet die Kirchenregierung im Ein-
vernehmen mit dem Finanzausschuss, ob diese als
Schlüsselzuweisungen oder als Bedarfszuweisungen
für Bauausgaben ausgeschüttet oder in anderer Form
den Kirchengemeinden gutgebracht wird. Ergibt sich
dagegen eine Überzahlung, so ist sie aus der Sammel-
rücklage der Kirchengemeinden zu entnehmen oder
als Vorauszahlung auf den Anteil der Kirchengemein-
den in das folgende Haushaltsjahr vorzutragen.

§ 4
Der Grundbetrag der allgemeinen und besonderen
Schlüsselzuweisungen wird für die Jahre 2013 und
2014 wie folgt festgesetzt:

2013 a) 11,00 Euro je Messzahl nach §§ 2, 3 und
5 KiFAG

b) 4,60 Euro je Messzahl nach §§ 4 und 9
KiFAG

2014 a) 11,00 Euro je Messzahl nach §§ 2, 3 und
5 KiFAG

b) 4,60 Euro je Messzahl nach §§ 4 und 9
KiFAG

Ferner erhalten die Kirchengemeinden 2014 eine Zu-
weisung zu den Kosten der Presbyteriumswahlen von
0,80 Euro je Gemeindeglied.

§ 5
(1) Für Kindertagesstätten sonstiger evangelischer
Träger kann die Kirchengemeinde (Gesamtkirchen-
gemeinde), in deren Bereich sich solche Kindertages-
stätten befinden, die gleichen Schlüsselzuweisungen
wie für eine eigene Kindertagesstätte erhalten. Vor-
aussetzung ist, dass die Kirchengemeinde (Gesamt-
kirchengemeinde) aus ihren Haushaltsmitteln diese
Schlüsselzuweisungen gemäß § 2 Abs. 3 KiFAG um
weitere 10 vom Hundert erhöht und den Gesamtbetrag
an den Träger auszahlt. Von der Auflage, die Schlüs-
selzuweisungen um einen Eigenanteil von 10 vom
Hundert zu erhöhen, kann der Landeskirchenrat in be-
gründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen.
(2) Kirchengemeinden im saarländischen Bereich der
Landeskirche erhalten für Kindertagesstätten außer
den Schlüsselzuweisungen nach § 2 Abs. 3 und § 6
KiFAG einen Ausgleichsbetrag für das Wirtschafts-
personal (Reinigungskräfte, Küchenpersonal in Gz
Kindertagesstätten) von 87 vom Hundert der ange-
messenen Personalkosten, soweit diese nicht ander-
weitig bezuschusst werden.
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§ 6
(aufgehoben)

§ 7
(1) Treten im Laufe des Haushaltsjahres Änderungen
in der Zahl der Pfarrstellen ein, so gilt zugleich der im
Haushaltsplan als Anlage beigefügte Stellenplan als
entsprechend geändert.
(2) Die Kirchenregierung wird ermächtigt, bei unab-
weisbarem Bedarf Änderungen des Stellenplanes bis
einschließlich Besoldungsgruppe A 14 LBesO bzw.
Entgeltgruppe 14 TVöD/TV-L zu beschließen. Hier-
von ist der Finanzausschuss zu unterrichten.

§ 8
(1) Die Mitglieder des Landeskirchenrates erhalten ei-
ne Aufwandsentschädigung, deren Höhe im Haus-
haltsplan auszuweisen ist.
(2) Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, Aufwands-
entschädigungen und Vergütungen für nebenberufli-
che Tätigkeiten durch Rechtsverordnung festzusetzen.
Die Rechtsverordnung gibt den Anspruchsberechtig-
ten die Voraussetzung für die Gewährung und den
Höchstbetrag der Aufwandsentschädigung und Ver-
gütung für nebenberufliche Tätigkeiten an. Die Mittel
für Aufwandsentschädigungen und Vergütungen für
nebenberufliche Tätigkeiten sind im Haushaltsplan
auszuweisen.

§ 9
Haushaltsverbesserungen sind in erster Linie zur Bil-
dung von Rücklagen zu verwenden. Für Haushalts-
verbesserungen, die den Anteil der Kirchengemeinden
an der Kirchensteuer nach § 2 Abs. 2 berühren, gilt §
3 Abs. 2.

§ 10
(aufgehoben)

§ 11
(1) Der Landeskirchenrat kann mit Einwilligung der
Kirchenregierung zu Gunsten von Kirchengemeinden,
Gesamtkirchengemeinden und Kirchenbezirken so-
wie anderen kirchlichen Trägern, Bürgschaften und
andere Sicherheiten bis zu 250.000 Euro im Einzelfall
übernehmen. Die Gesamtsumme darf insgesamt
1.600.000 Euro nicht überschreiten.
(2) Rechtsgeschäfte, die der Landeskirchenrat ab-
schließt und die gegen die Regelung in Absatz 1 ver-
stoßen, sind nichtig.

§ 12
(1) Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, Kassen-
kredite zur vorübergehenden Verstärkung der Be-
triebsmittel bis zur Höhe von 4.000.000 Euro aufzu-
nehmen. Hiervon ist die Kirchenregierung unverzüg-
lich zu unterrichten.
(2) Mit Einwilligung der Kirchenregierung kann der
Landeskirchenrat für die Errichtung von Photovol-

taikanlagen einen Kredit von bis zu insgesamt
1.000.000 Euro aufnehmen.

§ 13
(1) Zur Erprobung der Durchführbarkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Auswirkung der Budgetierung kann von
dem Gesetz über die Ordnung des Haushalts- und Ver-
mögensrechts in der Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche) – HVO – vom 30. No-
vember 1978 (ABl. 1979 S. 41), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 14. November 2009 (ABl. S. 202) nach
Maßgabe des Haushaltsbegleitgesetzes abgewichen
werden.
(2) Zur Erprobung der Durchführbarkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Auswirkung neuer Regelungen über die
zielorientierte Finanzplanung in Kirchengemeinden
und die Sicherung des Ausgleichs kirchlichgemeind-
licher Haushalte, kann durch Beschluss des Landes-
kirchenrates für die Dauer der Erprobung von
a) dem Gesetz über die Ordnung des Haushalts- und

Vermögensrechts in der Evangelischen Kirche
der Pfalz (Protestantische Landeskirche) vom 30.
November 1978 (ABl. 1979 S. 41), in der jeweils
geltenden Fassung,

b) dem Finanzausgleichsgesetz vom 6. Dezember
1990 (ABl. 1991 S. 18), in der jeweils geltenden
Fassung,

c) der Verwaltungsamtsverordnung vom 27. Juni
2006 (ABl. S. 151), in der jeweils geltenden Fas-
sung

abgewichen werden.
Der Beschluss muss die Vorschriften des kirchlichen
Rechts angeben, von denen abgewichen werden soll.

§ 14
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2013
und, soweit es Bestimmungen für das Haushaltsjahr
2014 enthält, am 1. Januar 2014 in Kraft.

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

Speyer, den 24. November 2012
- Kirchenregierung -

Schad
Kirchenpräsident
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Haushaltsbegleitgesetz für die
Haushaltsjahre 2013 und 2014 (HBG

2013 und 2014)
Vom 23. November 2012

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

§ 1
(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, durch einen flexiblen
Mitteleinsatz Anreize zu einem wirtschaftlicheren
Handeln und zur Steigerung der Eigenverantwortlich-
keit zu geben sowie durch Reduzierung der Ausgaben
und Steigerung der Einnahmen sich finanziellen Spiel-
raum für die Aufgabengestaltung und Aufgabensiche-
rung zu verschaffen.
(2) Zur Erprobung der Durchführbarkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Auswirkung der Budgetierung kann nach
Maßgabe der nachfolgenden Vorschriften von dem
Gesetz über die Ordnung des Haushalts- und Vermö-
gensrechts in der Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche) – HVO – vom 30. Novem-
ber 1978 (ABl. 1979 S. 41), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 14. November 2009 (ABl. S. 202), abge-
wichen werden.

§ 2
(1) Zum Zwecke der flexiblen Haushaltsgestaltung
werden den Dezernaten durch den Haushaltsplan De-
zernats-, Einzel-, Sammel- und Sonderbudgets zur Be-
wirtschaftung zugewiesen. Innerhalb des Budgets be-
steht gegenseitige und unechte Deckungsfähigkeit.
Mehrausgaben sind grundsätzlich durch Mehreinnah-
men oder Einsparungen an anderer Stelle auszuglei-
chen. Die unterabschnittsübergreifende Deckungsfä-
higkeit wird auf 20 v. H. des Bedarfs, höchstens jedoch
auf 50.000,- Euro beschränkt. Darüber hinausgehende
Umschichtungen bedürfen der Genehmigung gemäß
§ 28 HVO.
(2) Haushaltsansätze für Personalausgaben sind in die
Budgets mit eingeschlossen. Personalmehrausgaben,
die auf gesetzlicher oder auf tarifvertraglicher Grund-
lage beruhen, können durch Verstärkungsmittel oder
Entnahme aus den Sammelrücklagen ausgeglichen
werden.
(3) Die Zuordnung der Haushaltsstellen zu den Bud-
gets erfolgt durch den Bewirtschaftungsstellenschlüs-
sel (BEW). Die Auflistung der Bewirtschaftungsstel-
lenschlüssel und die Zuordnung der mittelbewirt-
schaftenden Stellen ergeben sich aus der Anlage zum
Haushaltsbegleitgesetz.

§ 3
Die Vorschriften über Haushaltsreste bleiben unbe-
rührt. Haushaltsreste dürfen nur gebildet werden, so-
weit sie sachlich notwendig und durch Haushaltsver-
merk vorgesehen sind.

§ 4
(1) Die mittelbewirtschaftende Stelle ist für die Ein-
haltung des beschlossenen Budgets verantwortlich.
(2) Wird der im Haushaltsplan ausgewiesene Bedarf
im laufenden Haushaltsjahr vom zuständigen Dezer-
nat nicht voll benötigt, werden auf Antrag 50 v. H. des
nicht benötigten Bedarfs einer Budgetrücklage zuge-
führt. Der Teil des im Haushaltsplan ausgewiesenen
Bedarfs, der die bei der Haushaltsplanaufstellung fest-
gelegte Budgetvorgabe übersteigt, mindert i. d. R. die
Zuführung zur Budgetrücklage.
(3) Für die Bewirtschaftung der Personalausgaben ist
der dem Haushaltsplan beigefügte Stellenplan mit den
Haushaltsvermerken verbindlich. Kw-Vermerke sind
bei Freiwerden der Stelle unmittelbar umzusetzen. Für
die Entscheidung, ob eine vakante Stelle, die nicht mit
einem kw-Vermerk versehen ist, mit einer Aushilfs-
kraft besetzt wird oder vakant bleibt, ist das zuständige
Dezernat verantwortlich; die über diese Entscheidung
hinausgehende Personalbewirtschaftung verbleibt
dem Personaldezernat. Einsparungen, die im laufen-
den Haushaltsjahr durch eine vakante Stelle entstehen,
kommen dem jeweiligen Budget höchstens für das
laufende Haushaltsjahr zugute. Mehrausgaben, die
durch die Wiederbesetzung von Altersteilzeitstellen
entstehen, sind aus dem Budget zu erwirtschaften oder
aus der Budgetrücklage abzudecken.
(4) Über die Verwendung der Budgetrücklagen ent-
scheidet das zuständige Dezernat. Die Budgetrückla-
gen sind zur Deckung von Fehlbeträgen des Budgets
im Folgejahr oder in den nachfolgenden Jahren sowie
zur Abdeckung über- und außerplanmäßiger Ausga-
ben zu verwenden.
(5) Fehlbeträge sind in das Budget des Folgejahres zu
übertragen und dort haushaltsmäßig abzudecken.
(6) Die erwirtschafteten Zinsen der Budgetrücklagen
fließen als allgemeine Deckungsmittel dem Haushalt
zu.
(7) Die Budgetrücklagen werden in der dem Haus-
haltsplan beigefügten Übersicht über das Vermögen
ausgewiesen.

§ 5
Mittelbewirtschaftende Stellen für die Budgets sind
die Dezernate. Wird die Mittelbewirtschaftung vom
Dezernat delegiert, ist das Finanzdezernat davon zu
unterrichten und es sind ihm die verantwortlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu benennen.

§ 6
(1) Der Überprüfung der ordnungsgemäßen Bewirt-
schaftung der Budgets ist bei Erstellung der Jahres-
rechnung und bei der Rechnungsprüfung besondere
Aufmerksamkeit zu widmen. Die Einhaltung des be-
schlossenen Budgets ist bei der Rechnungslegung
nachzuweisen.
(2) Können die im Rahmen des beschlossenen Budgets
festgelegten Einsparvorgaben nicht innerhalb des fest-
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gelegten Zeitraums umgesetzt werden, hat die mittel-
bewirtschaftende Stelle dies dem Finanzdezernat un-
verzüglich anzuzeigen, dabei sind die Gründe darzu-
legen und zu erklären, innerhalb welchen Zeitraums
die Umsetzung erfolgt.

§ 7
Die Kirchenregierung kann regeln, dass zur Optimie-
rung der Haushaltsbewirtschaftung im Rahmen der
Budgetierung von weiteren Vorschriften der HVO ab-
gewichen wird. Diese Regelung gilt längstens bis zum
In-Kraft-Treten des nächsten Haushaltsbegleitgeset-
zes.

§ 8
Dieses Gesetz tritt am 1.Januar 2013 in Kraft.

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Speyer, den 24. November 2012

-Kirchenregierung-
Schad

Kirchenpräsident
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Gesetz zur Änderung der
Wahlordnung

Vom 24. November 2012
Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Die Wahlordnung in der Fassung vom 30. Januar 2008
(ABl. S. 30), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.
Mai 2010 (ABl. S. 99), wird wie folgt geändert:
Abschnitt I. der Wahlordnung erhält folgende Fas-
sung:

„I. Wahl der Presbyterinnen/Presbyter

§ 1
Zusammensetzung des Presbyteriums

(1) Das Presbyterium besteht aus gewählten und be-
rufenen Mitgliedern (Presbyterinnen/Presbyter) sowie
aus den Pfarrerinnen/Pfarrern aller Pfarrämter der Kir-
chengemeinde.
(2) Die Inhaberinnen/Inhaber und Verwalterinnen/
Verwalter von Gemeindepfarrstellen sind kraft dieses
Amtes Mitglieder des Presbyteriums. Sind zwei Pfar-
rerinnen/Pfarrer gemeinsam Inhaberinnen/Inhaber
oder Verwalterinnen/Verwalter einer Pfarrstelle, so ist
eine/einer von ihnen Mitglied des Presbyteriums; die
andere Pfarrerin/der andere Pfarrer nimmt an den Sit-
zungen des Presbyteriums mit beratender Stimme teil.
Bei Verhinderung des Mitglieds rückt die andere Pfar-
rerin/der andere Pfarrer für die Dauer der Verhinde-
rung nach. Im Falle von Satz 2 verständigen sich die
Pfarrerinnen/Pfarrer darüber, wer von Ihnen Mitglied
sein soll. Können sie sich nicht einigen, entscheidet
der Bezirkskirchenrat.

§ 2
Anzahl der Presbyterinnen/Presbyter

In Kirchengemeinden

bis zu 500 Mitgliedern
werden
bis zu 1000 Mitgliedern
werden
bis zu 1500 Mitgliedern
werden
bis zu 2000 Mitgliedern
werden
bis zu 2500 Mitgliedern
werden
bis zu 3000 Mitgliedern
werden
bis zu 3500 Mitgliedern
werden
bis zu 4000 Mitgliedern
werden

5 Presbyterinnen/
Presbyter,
6 Presbyterinnen/
Presbyter,
7 Presbyterinnen/
Presbyter,
8 Presbyterinnen/
Presbyter,
9 Presbyterinnen/
Presbyter,
10 Presbyterinnen/
Presbyter,
11 Presbyterinnen/
Presbyter,
12 Presbyterinnen/
Presbyter

gewählt. Auf Antrag des Presbyteriums einer Kirchen-
gemeinde kann der Bezirkskirchenrat die Anzahl der

nach Satz 1 zu wählenden Mitglieder um eines erhö-
hen oder verringern. Für Kirchengemeinden mit mehr
als 4000 Mitgliedern ist für jedes weitere angefangene
Tausend eine Presbyterin/ein Presbyter mehr zu wäh-
len; mehr als 21 Presbyterinnen/Presbyter können
nicht gewählt werden.

§ 3
Amtsdauer, Verpflichtung

(1) Die Amtsdauer des Presbyteriums beträgt sechs
Jahre. Die Presbyterinnen/Presbyter üben ihr Amt so-
lange aus, bis ihre Nachfolgerinnen/Nachfolger ein-
geführt sind.
(2) Die Presbyterinnen/Presbyter haben ihr Amt ent-
sprechend ihrer Verpflichtung zu führen.

§ 4
Wahlgrundsätze, Wählerinnen-/Wählerliste

(1) Die Presbyterinnen/Presbyter und Ersatzmitglie-
der in gleicher Zahl werden von den wahlberechtigten
Mitgliedern der Kirchengemeinde in gleicher, gehei-
mer und unmittelbarer Wahl gewählt.
(2) Die wahlberechtigten Mitglieder der Kirchenge-
meinde werden in eine Wählerinnen-/Wählerliste ein-
getragen.
(3) Hat ein Mitglied der Landeskirche in mehreren
Kirchengemeinden seinen Wohnsitz, so kann es sein
Wahlrecht nur in der Kirchengemeinde ausüben, in der
es seine Hauptwohnung hat.

§ 5
Wahlberechtigung

(1) Wahlberechtigt ist jedes Mitglied der Kirchenge-
meinde, das am Wahltag das 14. Lebensjahr vollendet
hat und seit mindestens zwei Monaten Mitglied der
Kirchengemeinde ist.
(2) Nicht wahlberechtigt ist ein Mitglied der Kirchen-
gemeinde,
a) für das zur Besorgung aller seiner Angelegenhei-

ten eine Betreuerin oder ein Betreuer nicht nur
durch einstweilige Anordnung bestellt ist; dies
gilt auch, wenn der Aufgabenkreis der Betreuerin
oder des Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und §
1905 des Bürgerlichen Gesetzbuches bezeichne-
ten Angelegenheiten nicht erfasst oder

b) das am Wahltag das kirchliche Wahlrecht nicht
besitzt.

§ 6
Wählbarkeit

(1) Wählbar ist jedes wahlberechtigte Mitglied der
Kirchengemeinde, das
a) am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat,
b) konfirmiert ist oder die Kirchenmitgliedschaft

erst nach dem vorgesehenen Konfirmationsalter
erworben hat und

c) zur Übernahme des Amtes und zur Verpflichtung
nach den gesetzlichen Bestimmungen bereit ist.
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(2) Nicht wählbar sind die der Kirchengemeinde zur
Dienstleistung zugewiesenen Pfarrerinnen und Pfar-
rer.

§ 7
Festsetzung von Terminen und Fristen

(1) Die Kirchenregierung setzt den Termin fest, an
dem die Wahl der Presbyterinnen/Presbyter stattfin-
det.
(2) Die Kirchenregierung setzt auch die Termine und
Fristen fest, innerhalb derer die einzelnen Wahlmaß-
nahmen in den Kirchengemeinden stattzufinden ha-
ben.
(3) Für die gesamte Wahl sind die vom Landeskir-
chenrat vorgegebenen Formblätter zu verwenden.

§ 8
Wahlbezirke

(1) Die Wahl wird in Wahlbezirken durchgeführt. Jede
Kirchengemeinde bildet einen Wahlbezirk.
(2) Eine Kirchengemeinde kann mehrere Wahlbezirke
bilden, die eigene Presbyterinnen/Presbyter in das
Presbyterium wählen.
(3) In Kirchengemeinden mit Gemeindeteilen, in de-
nen regelmäßig mindestens einmal im Monat Gottes-
dienste stattfinden, soll die Kirchengemeinde mehrere
Wahlbezirke bilden. Ausnahmen hiervon bedürfen der
Bestätigung des Bezirkskirchenrates.
(4) Die Abgrenzung der Wahlbezirke erfolgt durch das
Presbyterium und bedarf der Bestätigung des Bezirks-
kirchenrats.
(5) Ein Wahlbezirk kann in mehrere Stimmbezirke
unterteilt werden, für die je ein Wahlraum eingerichtet
wird.

§ 9
-weggefallen-

§ 10
Anzahl der Presbyterinnen/Presbyter in den

Wahlbezirken
(1) Die Zahl der in einem Wahlbezirk zu wählenden
Presbyterinnen/Presbyter richtet sich anteilig nach der
Zahl seiner Mitglieder.
(2) In jedem Wahlbezirk werden, unabhängig von der
Zahl seiner Mitglieder, mindestens zwei Presbyterin-
nen/Presbyter gewählt.
(3) Auf Antrag des Wahlausschusses eines Wahlbe-
zirks kann der Bezirkskirchenrat festlegen, dass bis zu
drei weitere Presbyterinnen/Presbyter in der Kirchen-
gemeinde gewählt werden. Die Entscheidung des Be-
zirkskirchenrats ist unanfechtbar.

§ 11
Wahlausschuss

Das Presbyterium bestellt für jeden Wahlbezirk einen
Wahlausschuss. Jeder Wahlausschuss besteht aus
mindestens drei wahlberechtigten und volljährigen

Mitgliedern der Kirchengemeinde. Der Wahlaus-
schuss wählt ein Ausschussmitglied zur Leiterin/zum
Leiter des Wahlausschusses. Der Wahlausschuss hat
für jeden Stimmbezirk mindestens drei verantwortli-
che Ausschussmitglieder.

§ 12
Feststellung der Anzahl der Presbyterinnen/

Presbyter
Das Presbyterium stellt die Zahl der in der Kirchen-
gemeinde und in den Wahlbezirken zu wählenden
Presbyterinnen/Presbyter fest. Die Feststellung bedarf
der Bestätigung des Bezirkskirchenrats.

§ 13
Ankündigung der Wahl

(1) Bei der erstmaligen Ankündigung der Wahl im
Gottesdienst sind die Mitglieder der Kirchengemeinde
auf die anstehende Wahl und auf deren Bedeutung für
das kirchliche Leben hinzuweisen. Dabei ist bekannt
zu geben, wer dem jeweiligen Wahlausschuss ange-
hört. Die Mitglieder der Kirchengemeinde sind auf-
zufordern, Wahlvorschläge einzureichen. Auf die
Frist zur Einreichung von Wahlvorschlägen ist hinzu-
weisen.
(2) Neben der Ankündigung im Gottesdienst sind die
Mitglieder der Kirchengemeinde auch in sonst geeig-
neter Form laufend über die anstehende Wahl zu in-
formieren.

§ 14
-weggefallen-

§ 15
Auskunft aus der Wählerinnen-/Wählerliste,

Widerspruchsrecht
(1) Die Mitglieder der Kirchengemeinde werden im
Gottesdienst und in sonst geeigneter Weise darauf hin-
gewiesen, dass die Wahlberechtigten zehn Tage lang
Auskunft über den Inhalt der Wählerinnen-/ Wähler-
liste verlangen können, wenn zuvor Zweifel an deren
Richtigkeit oder Vollständigkeit glaubhaft gemacht
werden. Widerspruch kann innerhalb der Auskunfts-
frist beim Wahlausschuss erhoben werden.
(2) Nach Ablauf der Auskunftsfrist ist die Wählerin-
nen-/Wählerliste unter Feststellung der erhobenen Wi-
dersprüche zu schließen.
(3) Der Wahlausschuss der Kirchengemeinde ist be-
rechtigt, einem Widerspruch abzuhelfen.
(4) Ein nicht in die Wählerinnen-/Wählerliste einge-
tragenes Gemeindeglied kann mit Zustimmung des
Wahlausschusses oder der für den Stimmbezirk ver-
antwortlichen Ausschussmitglieder wählen, wenn es
schriftlich versichert, dass es in der Kirchengemeinde
gemäß § 5 wahlberechtigt ist. Die Entscheidung ist
unanfechtbar. Sie ist in der Wählerinnen-/ Wählerliste
zu vermerken.
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§ 16
Wahlvorschläge

(1) Das Presbyterium und der Wahlausschuss haben
nach der erstmaligen Ankündigung der Wahl auf die
Einreichung von Wahlvorschlägen durch die Mitglie-
der der Kirchengemeinde hinzuwirken. Darüber hin-
aus sind Presbyterium und Wahlausschuss berechtigt,
Wahlvorschläge aufzustellen.
(2) Die Wahlvorschläge müssen von mindestens fünf
Wahlberechtigten unter Angabe ihrer Anschrift unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag wird unter dem Na-
men der/des Erstunterzeichnenden geführt.
(3) Die Vorgeschlagenen sind mit Name, Vorname,
Alter und Beruf sowie der genauen Anschrift zu be-
zeichnen. Dem Wahlvorschlag ist die Erklärung der
Vorgeschlagenen beizufügen, dass sie im Falle ihrer
Wahl zur Übernahme des Amtes und zur Verpflich-
tung nach den gesetzlichen Bestimmungen bereit sind.
Fehlt die Erklärung nach Satz 2, so ist sie innerhalb
einer vom Wahlausschuss zu bestimmenden Frist
nachzubringen.

§ 17
- weggefallen -

§ 18
Prüfung der Wahlvorschläge

(1) Die eingegangenen Wahlvorschläge werden vom
Wahlausschuss geprüft.
(2) Entspricht der fristgemäß eingereichte Wahlvor-
schlag nicht den gesetzlichen Anforderungen, so ist er
ganz oder teilweise zurückzuweisen, wenn der Mangel
nicht innerhalb einer vom Wahlausschuss zu bestim-
menden Frist behoben wird. Der Mangel ist den Be-
troffenen, unter Angabe der Frist zur Behebung des
Mangels, binnen einer Woche nach Ablauf der Wahl-
vorschlagsfrist mitzuteilen. Die Zurückweisung des
Wahlvorschlages ist gemäß § 19 Abs. 1 mitzuteilen.
(3) Gegen Beschlüsse nach Absatz 2 kann Wider-
spruch gemäß den Vorschriften des § 19 erhoben wer-
den.

§ 19
Rechtsbehelfe

(1) Entscheidungen, gegen die dieses Gesetz einen
Rechtsbehelf vorsieht, sind mit einer Belehrung über
Form und Frist des Rechtsbehelfes zu versehen,
schriftlich zu begründen und den Betroffenen durch
eingeschriebenen Brief oder mittels Boten zuzustel-
len.
(2) Sofern nicht anders bestimmt, beginnt die Frist für
die in diesem Gesetz genannten Rechtsbehelfe an dem
Tag, der auf die Bekanntmachung der Entscheidung
oder der Ereignisse folgt, gegen die der Rechtsbehelf
vorgesehen ist.
(3) Die Rechtsbehelfsfrist nach Absatz 2 beträgt eine
Woche.

(4) Die Rechtsbehelfe sind schriftlich einzulegen und
zu begründen.
(5) Sofern nicht anders bestimmt, entscheidet über die
in diesem Gesetz genannten Rechtsbehelfe zunächst
der Wahlausschuss, bei mehreren Wahlausschüssen
entscheiden diese gemeinsam. Soweit der Wahlaus-
schuss dem Rechtsbehelf nicht abhilft, entscheidet der
Bezirkskirchenrat. Ansonsten entscheidet der Be-
zirkskirchenrat unmittelbar.
(6) Alle Entscheidungen im Rechtsbehelfsverfahren
sind schriftlich zu begründen und der Rechtsbehelfs-
führerin/ dem Rechtsbehelfsführer durch eingeschrie-
benen Brief oder mittels Boten zuzustellen.

§ 20
Vorschlagsliste

(1) Die überprüften Wahlvorschläge werden vom
Wahlausschuss, bei mehreren Wahlausschüssen von
diesen gemeinsam, zur Vorschlagsliste vereinigt. Die
Vorgeschlagenen werden in alphabetischer Reihen-
folge in die Vorschlagsliste aufgenommen.
(2) Die Zahl der Vorgeschlagenen soll doppelt so hoch
sein wie die Zahl der zu wählenden Presbyterinnen/
Presbyter. Kommt eine vollständige Vorschlagsliste
nicht zu Stande, ergänzen das Presbyterium und der
Wahlausschuss/die Wahlausschüsse gemeinsam die
Vorschlagsliste auf die in Satz 1 vorgesehene Anzahl
der Vorgeschlagenen.
(3) Ist die Zahl der Vorgeschlagenen nach der Ergän-
zung der Vorschlagsliste durch das Presbyterium und
den Wahlausschuss/die Wahlausschüsse nicht größer
als die Zahl der zu wählenden Presbyterinnen/Presby-
ter, so ist unverzüglich eine Gemeindeversammlung
einzuberufen, um die Mitglieder der Kirchengemeinde
zur Einreichung weiterer Wahlvorschläge aufzufor-
dern. Der Bezirkskirchenrat und der Landeskirchenrat
sind unverzüglich zu unterrichten.
(4) Ist auch nach der Gemeindeversammlung die Zahl
der Vorgeschlagenen nicht um mindestens eine Vor-
geschlagene/einen Vorgeschlagenen größer als die
Zahl der zu wählenden Presbyterinnen/Presbyter, so
findet eine Wahl nicht statt. In diesem Fall kann der
Landeskirchenrat im Benehmen mit dem Bezirkskir-
chenrat ein geschäftsführendes Presbyterium bestel-
len. Der Landeskirchenrat kann außerdem Neuwahlen
anordnen und einen neuen Wahltermin festsetzen. Der
Landeskirchenrat ist berechtigt, die einzelnen Fristen
im Benehmen mit der Kirchengemeinde zu verkürzen.
(5) Sind in einer Kirchengemeinde mehrere Wahlbe-
zirke gebildet, gelten die Absätze 3 und 4 für den je-
weiligen Wahlbezirk entsprechend.
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§ 21
-weggefallen-

§ 22
Bekanntgabe der Vorgeschlagenen,

Wahlbenachrichtigung
(1) Im Gottesdienst oder in sonst geeigneter Weise
sind die Vorgeschlagenen sowie Zeit und Ort der Wahl
bekannt zu geben.
(2) Der/Dem Wahlberechtigten ist ihre/seine Wahlbe-
rechtigung spätestens zehn Tage vor der Wahl durch
einen Wahlberechtigungsschein mitzuteilen. Der
Wahlberechtigungsschein muss Angaben über Zeit
und Ort der Wahl enthalten und den Wahlbezirk näher
bezeichnen.
(3) Spätestens zehn Tage vor der Wahl ist der Wahl-
berechtigten/dem Wahlberechtigten die Vorschlags-
liste zuzustellen.

§ 23
Wahlhandlung

(1) Die Wahlhandlung geschieht durch Stimmabgabe
während der festgesetzten Wahlzeit im dafür vorge-
sehenen Wahlraum oder durch Briefwahl.
(2) Jede Wählerin/Jeder Wähler hat so viele Stimmen,
wie Presbyterinnen/Presbyter zu wählen sind. Jede/
Jeder Vorgeschlagene kann jeweils nur eine Stimme
erhalten.

§ 24
Wahlzeit, Wahlraum

(1) Die Wahlzeit regeln die Presbyterien der Kirchen-
gemeinden. Sie hat mindestens 3 Stunden zu umfas-
sen.
(2) Die Wahlhandlung ist öffentlich. Im Raum, in dem
gewählt wird, darf keine Wahlwerbung für einzelne
Vorgeschlagene stattfinden.

§ 25
Urnenwahl

(1) Vor Beginn der Wahl überzeugt sich die Leiterin/
der Leiter des zuständigen Wahlausschusses davon,
dass die Wahlurne leer ist.
(2) Bei der Wahl hat sich die Wahlberechtigte/der
Wahlberechtigte durch ihren/seinen Wahlberechti-
gungsschein auszuweisen. An die Stelle des Wahlbe-
rechtigungsscheines kann die Zustimmung des Wahl-
ausschusses entsprechend § 15 Abs. 4 WO treten.
(3) Hierauf wird ihr/ihm ein Stimmzettel sowie der
amtliche Stimmzettelumschlag ausgehändigt, sofern
sie/er über den bereits zugestellten Stimmzettel und
amtlichen Stimmzettelumschlag nicht verfügt.
(4) In einer Wahlkabine, die gegen Einsichtnahme ge-
schützt ist, nimmt die Wahlberechtigte/der Wahlbe-
rechtigte die Wahl dadurch vor, dass sie/er Namen auf
dem Stimmzettel ankreuzt. Hierauf legt sie/er den
Stimmzettel in den Stimmzettelumschlag.

(5) Der Stimmzettelumschlag ist in die Wahlurne zu
legen, nachdem anhand der Wählerinnen-/Wählerliste
die Wahlberechtigung der Wählenden/des Wählenden
überprüft und deren/dessen Stimmabgabe in der Wäh-
lerinnen-/Wählerliste vermerkt wurde.

§ 26
-weggefallen-

§ 27
-weggefallen-

§ 28
Briefwahl

(1) Jede/Jeder Wahlberechtigte erhält mit dem Wahl-
berechtigungsschein einen Stimmzettel, einen amtli-
chen Stimmzettelumschlag und einen Briefwahlum-
schlag. Der Wahlberechtigungsschein berechtigt auch
zur Briefwahl.
(2) Bei der Briefwahl hat die Wählerin/der Wähler in
dem verschlossenen Briefwahlumschlag (Wahlbrief)
zu übersenden:
a) ihren/seinen Wahlberechtigungsschein,
b) den verschlossenen amtlichen Stimmzettelum-

schlag mit ihrem/seinem Stimmzettel.
(3) Der Wahlbrief muss spätestens bis zum Ablauf der
festgesetzten Wahlzeit bei der auf dem Briefwahlum-
schlag angegebenen Stelle eingegangen sein. Er kann
auch während der Wahlzeit im Wahllokal abgegeben
werden.
(4) Nach dem Beginn der Wahlzeit werden die einge-
gangenen Wahlbriefe geöffnet. Der Wahlausschuss
prüft, ob der Wahlbrief einen Stimmzettelumschlag
und den Wahlberechtigungsschein enthält. Nach Ab-
lauf der Wahlzeit werden der Wahlberechtigungs-
schein sowie der amtliche Stimmzettelumschlag ent-
nommen. Der Wahlausschuss prüft, ob die/der im
Wahlberechtigungsschein genannte Wahlberechtigte
in der Wählerinnen-/Wählerliste eingetragen ist. So-
dann wird in der Wählerinnen-/Wählerliste vermerkt,
dass die/der Wahlberechtigte an der Briefwahl teilge-
nommen hat. Stellt der Wahlausschuss anhand eines
Vermerkes in der Wählerinnen-/Wählerliste fest, dass
die Stimmabgabe bereits durch Urnenwahl erfolgt ist,
so bleibt die Briefwahl unberücksichtigt.
(5) Die amtlichen Stimmzettelumschläge werden in
die Wahlurne gelegt.
(6) Wahlbriefe, die nach Ablauf der festgesetzten
Wahlzeit eingehen, bleiben unberücksichtigt. Der
Zeitpunkt des Eingangs ist von der empfangenden
Stelle auf dem Umschlag zu vermerken.
(7) Ist die Briefwählerin/der Briefwähler nicht in der
Wählerinnen-/Wählerliste eingetragen oder ist dem
Wahlbrief kein Wahlberechtigungsschein beigefügt,
so ist ihre/seine Briefwahl ungültig.
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§ 29
Ende der Wahlhandlung

Wenn alle Wahlberechtigten gewählt haben oder nach
Ablauf der bekannt gegebenen Wahlzeit, erklärt die
Leiterin/der Leiter des zuständigen Wahlausschusses
die Wahlhandlung für beendet.

§ 30
Auszählung und Prüfung der Stimmzettel

(1) Die in der Wahlurne vorhandenen Stimmzettelum-
schläge werden ungeöffnet gezählt und ihre Zahl mit
der Zahl der Abstimmungsvermerke in der Wählerin-
nen-/ Wählerliste verglichen.
(2) Danach werden die Stimmzettelumschläge geöff-
net, die Stimmzettel geprüft, ungültige Stimmzettel
ausgeschieden und die gültigen Stimmzettel ausge-
zählt.
(3) Die Auszählung und Prüfung der Stimmzettel sind
öffentlich.

§ 31
Ungültige Stimmzettel

(1) Ungültig sind solche Stimmzettel,
a) die von der Wählerin/dem Wähler besonders ge-

kennzeichnet oder mit einem Zusatz versehen
wurden,

b) die den Wählerwillen nicht unzweifelhaft erken-
nen lassen,

c) die andere als auf dem Wahlvorschlag stehende
Namen aufführen,

d) auf denen mehr als die zulässige Anzahl von Na-
men angekreuzt wurden,

e) bei denen es sich nicht um amtliche Stimmzettel
handelt.

(2) Über die Gültigkeit der Stimmzettel nach Absatz
1 beschließen der Wahlausschuss oder die für den
Stimmbezirk verantwortlichen Ausschussmitglieder.

§ 32
Feststellung des Wahlergebnisses; nahe

Angehörige
(1) Als Presbyterinnen/Presbyter sind diejenigen ge-
wählt, welche die meisten Stimmen erhalten haben.
Die darüber hinaus Gewählten sind Ersatzmitglieder
in der Zahl der gewählten Presbyterinnen/Presbyter;
ihre Reihenfolge richtet sich nach der Zahl der auf sie
entfallenden Stimmen.
(2) Eheleute, Lebenspartnerinnen/Lebenspartner, El-
tern und Kinder sowie Geschwister (nahe Angehörige)
können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Presby-
teriums oder Ersatzmitglieder sein. Bei mehreren in
demselben Wahlbezirk gewählten nahen Angehörigen
hat diejenige/derjenige mit der geringeren Stimmen-
zahl das Amt ruhen zu lassen; bei nahen Angehörigen,
die in verschiedenen Wahlbezirken gewählt wurden
oder von denen wenigstens eine/einer in das Presby-
terium berufen wurde, entscheidet das Los. Scheidet
die/der nahe Angehörige mit der höheren Stimmen-

zahl während der Amtszeit aus dem Presbyterium oder
bei den Ersatzmitgliedern aus, rückt die/der nahe An-
gehörige, deren/dessen Amt ruhte, entsprechend sei-
ner Stimmenzahl in das Presbyterium oder in der
Gruppe der Ersatzmitglieder nach.
(3) Absatz 2 gilt nicht für Pfarrerinnen/Pfarrer dersel-
ben Kirchengemeinde untereinander, es sei denn, sie
sind gemeinsam Inhaberinnen/Inhaber oder Verwal-
terinnen/Verwalter einer Pfarrstelle.
(4) Zurückzutreten hat auch derjenige, der naher An-
gehöriger der Pfarrerin/des Pfarrers oder diejenige, die
nahe Angehörige der Pfarrerin/des Pfarrers ist. Schei-
det die Pfarrerin/der Pfarrer während der Amtszeit aus
dem Presbyterium aus, rückt beim nächsten Ausschei-
den einer Presbyterin/eines Presbyters die/der nahe
Angehörige in das Presbyterium nach.

§ 33
Wahlniederschrift

(1) Die Leiterin/Der Leiter des Wahlausschusses oder
die für den Stimmbezirk verantwortlichen Ausschuss-
mitglieder führen über die Wahlhandlung eine Nie-
derschrift, die insbesondere die § 15 Abs. 4 und §§ 23
bis 32 betreffenden Vorgänge hervorzuheben hat.
(2) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern des je-
weiligen Wahlausschusses zu unterzeichnen.

§ 34
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Das Ergebnis der Wahl ist im Gottesdienst und in sonst
geeigneter Form bekannt zu geben.

§ 35
Berufung von weiteren Presbyterinnen/

Presbytern
Das gewählte Presbyterium ist nach der Einführung
berechtigt, zum Amt der Presbyterin/des Presbyters
wählbare Mitglieder der Kirchengemeinde zu berufen,
jedoch nicht mehr als 1/5 der nach § 2 zu wählenden
Presbyterinnen/Presbyter. Zusätzlich können Pfarre-
rinnen und Pfarrer, die der Kirchengemeinde zur
Dienstleistung zugewiesen sind, in das Presbyterium
berufen werden.

§ 36
Einführung der Presbyterinnen/Presbyter und

der Ersatzmitglieder
Die Presbyterinnen/Presbyter und die Ersatzmitglie-
der werden nach den gesetzlichen Bestimmungen in
ihr Amt eingeführt, wenn ihre Wahl unanfechtbar ge-
worden ist. Die berufenen Presbyterinnen/Presbyter
und die berufenen Ersatzmitglieder werden nach ihrer
Berufung in ihr Amt eingeführt.

§ 37
Einspruch gegen die Wahl, Ungültigkeit der

Wahl
(1) Einspruch gegen die Wahl kann von wahlberech-
tigten Mitgliedern der Kirchengemeinde binnen einer
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Woche nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses im
Gottesdienst beim Bezirkskirchenrat eingelegt wer-
den.
(2) Der Einspruch kann sich nur darauf stützen, dass
das Wahlverfahren nicht entsprechend diesem Gesetz
durchgeführt wurde. Auf Mängel, die im Wider-
spruchsverfahren hätten geltend gemacht werden kön-
nen, aber nicht geltend gemacht worden sind, kann
sich ein Einspruch nicht stützen.
(3) Dem Einspruch wird nur dann stattgegeben, wenn
bei der Wahl erhebliche Verstöße gegen die Wahlvor-
schriften vorgekommen sind, die geeignet sein kön-
nen, das Wahlergebnis wesentlich zu beeinflussen.
(4) Wird dem Einspruch stattgegeben, so ist gleich-
zeitig festzustellen, ob nur die Wahl Einzelner, oder
ob die ganze Wahl für ungültig erklärt wird. Der Be-
schluss, der die Ungültigkeit der Wahl feststellt, be-
darf der Bestätigung des Landeskirchenrats.
(5) Wird eine Wahl für ungültig erklärt, so kann der
Landeskirchenrat im Benehmen mit dem Bezirkskir-
chenrat ein geschäftsführendes Presbyterium bestel-
len. Der Landeskirchenrat kann außerdem Neuwahlen
anordnen, die nach den Bestimmungen dieses Geset-
zes statt zu finden haben und einen neuen Wahltermin
festsetzen. Der Landeskirchenrat ist berechtigt, die
einzelnen Fristen im Benehmen mit der Kirchenge-
meinde zu verkürzen.

§ 38
Ausscheiden von Presbyterinnen/Presbytern

Das Amt der gewählten oder berufenen Presbyterin/
des gewählten oder berufenen Presbyters erlischt
a) mit dem Verlust ihrer/seiner Wählbarkeit in der

Kirchengemeinde,
b) durch Verzicht.

§ 39
Nachrücken von Ersatzmitgliedern

Beim Ausscheiden einer gewählten Presbyterin/eines
gewählten Presbyters oder bei Ungültigkeit ihrer/sei-
ner Wahl rücken vorbehaltlich des § 32 Abs. 2 und 4
die Ersatzmitglieder des Wahlbezirks in der Reihen-
folge nach, in der sie gewählt worden sind. In gleicher
Reihenfolge rücken sie auch bei Verhinderung der
Presbyterinnen/Presbyter für die Dauer der Verhinde-
rung nach.

§ 40
Vervollständigung des Presbyteriums durch

Berufung
Kann ein Nachrücken von Ersatzmitgliedern nicht er-
folgen, so soll sich das Presbyterium durch Berufung
auf den Sollstand ergänzen. Das Presbyterium kann
auch die Gruppe der Ersatzmitglieder durch Berufung
auf den Sollstand ergänzen.

§ 41
Meldung der Wahlergebnisse

Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, dem Bezirks-
kirchenrat und dem Landeskirchenrat Namen, Vorna-
men, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der gewähl-
ten und berufenen Presbyterinnen/Presbyter sowie der
Ersatzmitglieder mitzuteilen, ebenso spätere Verän-
derungen im Bestand des Presbyteriums und der Er-
satzmitglieder.“

Artikel 2
Der Landeskirchenrat ist befugt, die Wahlordnung in
der Fassung, die sich aus diesem Gesetz ergibt, mit
neuem Datum und neuer Paragrafenfolge bekannt zu
machen und dabei Unstimmigkeiten im Wortlaut zu
beseitigen.

Artikel 3
Das Gesetz tritt am 1. Januar 2013 mit der Maßgabe
in Kraft, dass es nicht für die bei seinem Erlass ge-
wählten kirchlichen Körperschaften und deren Mit-
glieder gilt.

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

Speyer, den 24. November 2012
- Kirchenregierung -

Schad Kirchenpräsident

Gesetz zur Änderung des
Finanzausgleichsgesetzes

Vom 24. November 2012
Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Finanzausgleichsgesetz vom 06.12.1990 (ABl.
1991 S. 18, S. 54), zuletzt geändert durch Gesetz vom
28.05.2011 (ABl. S. 46), wird wie folgt geändert:
1. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Kirchenbezirke erhalten eine besondere
Schlüsselzuweisung auf Grund einer eigenen
Messzahl in Höhe von 720 für jede seitens des
Landeskirchenrats für die Jugendzentrale im Kir-
chenbezirk beschlossene Vollzeitstelle einer Ju-
gendreferentin/eines Jugendreferenten. Für Teil-
zeitstellen wird die besondere Schlüsselzuweisung
nach Satz 1 anteilig geleistet.“

2. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Kirchenbezirke erhalten eine besondere
Schlüsselzuweisung auf Grund einer eigenen
Messzahl in Höhe von 360 für jede seitens des
Landeskirchenrats für den Gemeindepädagogi-
schen Dienst im Kirchenbezirk beschlossene Voll-
zeitstelle einer Gemeindediakonin/eines Gemein-
dediakons. Für Teilzeitstellen wird die besondere
Schlüsselzuweisung nach Satz 1 anteilig geleistet.“
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3. § 14a Absatz 5 erhält folgende Fassung:
„(5) Schließen sich mehrere Kirchenbezirke zu ei-
nem Kirchenbezirk zusammen, erhält der neu ge-
bildete Kirchenbezirk, beginnend mit dem ersten
vollständigen Haushaltsjahr seit dem Zusammen-
schluss, eine Sonderzahlung in Höhe der Differenz
zwischen der Summe aus den den bisherigen Kir-
chenbezirken nach diesem Gesetz zustehenden
Schlüsselzuweisungen und den dem neuen Kir-
chenbezirk nach diesem Gesetz zustehenden
Schlüsselzuweisungen. Sonderzahlungen gemäß
§ 14 a Abs. 4 gehören nicht zu den nach diesem
Gesetz zustehenden Schlüsselzuweisungen und
bleiben von den Regelungen des Satzes 1 unbe-
rührt.“

Artikel 2
Das Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft; § 14 a Abs.
5 tritt am 31. Dezember 2016 außer Kraft.

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

Speyer, den 24. November 2012
- Kirchenregierung -

Schad
Kirchenpräsident

Gesetz
über die Errichtung einer

Krankenhauspfarrstelle in dem
protestantischen Kirchenbezirk Bad

Bergzabern
Vom 22. November 2012

Die Landessynode hat auf Grund der §§ 42 Absatz 1,
75 Absatz 2 Nummer 3 der Verfassung der Evangeli-
schen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche)
das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Errichtung einer Krankenhauspfarrstelle
(1) In dem protestantischen Kirchenbezirk Bad Berg-
zabern wird eine Krankenhauspfarrstelle errichtet.
(2) Der Amtsbereich dieser Pfarrstelle führt die Be-
zeichnung „Protestantisches Krankenhauspfarramt
Bad Bergzabern“.

§ 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
–––––––––––––––

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Speyer, den 24. November 2012

- Kirchenregierung -
Schad

Kirchenpräsident

Beschluss
über den Zusammenschluss der
Kirchengemeinden Asselheim,

Albsheim an der Eis und Mühlheim an
der Eis

im Kirchenbezirk Grünstadt
Vom 26. Oktober 2012

Auf Grund des § 89 Absatz 2 Nummer 7 und 8 der
Verfassung der Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche) beschließt die Kirchenre-
gierung:

§ 1
(1) Die Protestantischen Kirchengemeinden Assel-
heim, Albsheim an der Eis und Mühlheim an der Eis
werden aufgelöst.
(2) Es wird eine neue Kirchengemeinde mit dem Na-
men „Protestantische Kirchengemeinde Asselheim-
Albsheim-Mühlheim“ gebildet.
(3) Die Pfarrstelle Asselheim wird in „Pfarrstelle As-
selheim-Albsheim-Mühlheim“ umbenannt.

§ 2
Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
Speyer, den 26. Oktober 2012

Evangelische Kirche der Pfalz
-Kirchenregierung-

Schad
Kirchenpräsident

Beschluss
über den Zusammenschluss der

Kirchengemeinden Freimersheim und
Kleinfischlingen

im Kirchenbezirk Landau
(ab 1. November 2013 Kirchenbezirk

Neustadt)
Vom 26. Oktober 2012

Auf Grund des § 89 Absatz 2 Nummer 8 der Verfas-
sung der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestan-
tische Landeskirche) beschließt die Kirchenregierung:

§ 1
(1) Die Protestantischen Kirchengemeinden Freimers-
heim und Kleinfischlingen werden aufgelöst.
(2) Es wird eine neue Kirchengemeinde mit dem Na-
men „Protestantische Kirchengemeinde Freimers-
heim-Kleinfischlingen-Großfischlingen“ gebildet.
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§ 2
Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
Speyer, den 26. Oktober 2012

Evangelische Kirche der Pfalz
-Kirchenregierung-

Schad
Kirchenpräsident

Beschluss
über den Zusammenschluss der

Kirchengemeinden Annweiler und
Queichhambach

im Kirchenbezirk Landau
Vom 26. Oktober 2012

Auf Grund des § 89 Absatz 2 Nummer 8 der Verfas-
sung der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestan-
tische Landeskirche) beschließt die Kirchenregierung:

§ 1
(1) Die Protestantischen Kirchengemeinden Annwei-
ler und Queichhambach werden aufgelöst.
(2) Es wird eine neue Kirchengemeinde mit dem Na-
men „Protestantische Kirchengemeinde Annweiler
am Trifels“ gebildet.

§ 2
Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
Speyer, den 26. Oktober 2012

Evangelische Kirche der Pfalz
-Kirchenregierung-

Schad
Kirchenpräsident

Rechtsverordnung
über die Entschädigung der Mitglieder

der kirchlichen Gerichte
und der Schlichtungsstelle

der Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Vom 27. November 2012
Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung vom 27.
November 2012 folgenden Beschluss gefasst:
1. Die Mitglieder der kirchlichen Gerichte und der

Schlichtungsstelle der Evangelischen Kirche der
Pfalz (Protestantische Landeskirche) erhalten eine
Aufwandsentschädigung unter Berücksichtigung
ihrer Beanspruchung. Sie wird für jedes bei Gericht
eröffnete Verfahren gezahlt.

2. Endet ein Verfahren durch Rücknahme oder Erle-
digungserklärung, wird die Hälfte der Aufwands-
entschädigung gezahlt. Dies gilt nicht, wenn

a) die Erklärung über die Rücknahme oder Er-
ledigung in der mündlichen Verhandlung ab-
gegeben wird;

b) das berichterstattende Mitglied bereits ein
Votum gefertigt hat.

3. Tritt eine Stellvertretung in ein Verfahren ein, er-
hält das ordentliche Mitglied die verminderte Auf-
wandsentschädigung nach Nr. 2 Satz 1. Nr. 2 Satz
2 Buchstabe b) gilt entsprechend.

4. Die Beisitzenden Mitglieder der kirchlichen Ge-
richte und der Schlichtungsstelle erhalten eine
Aufwandsentschädigung nur dann, wenn sie vor
Beendigung des Verfahrens tatsächlich mit dem
Fall befasst waren.

5. Reisekosten werden entsprechend den Bestim-
mungen des Reisekostenrechts des Landes Rhein-
land-Pfalz erstattet.

6. Die Regelungen treten am 1. Januar 2013 in Kraft.
Anlage zu Nr. 1:

Miglieder Aufwandsentschädigung
kirchliche Gerichte und
Schlichtungsstelle der
Evangelischen Kirche
der Pfalz (Protestanti-
sche Landeskirche)

Vorsitzende Mitglieder 205 Euro
Berichterstattende Mit-
glieder, soweit sie nicht
vorsitzende Mitglieder
sind

155 Euro

weitere Beisitzende Mit-
glieder

55 Euro

Bekanntmachungen

Reisekostenvergütung und
Trennungsgeldgewährung

- Neue Sachbezugswerte zum 1. Januar 2013 -
Speyer, 12. November 2012

Az.: XIII 730/06; 740/10
Die Sozialversicherungsentgeltverordnung – (SvEV)
– ist geändert worden.
Ab 1. Januar 2013 sind neue Sachbezugswerte bei der
Anwendung des Landesreisekostengesetzes maßge-
bend. Sie betragen für das Frühstück 1,60 € und für
das Mittag- und Abendessen jeweils 2,93 €.
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Spendenrecht
Neue Muster für Zuwendungsbestätigungen

Speyer, 14. November 2012
Az.: XII 703/08 (3)-1

Mit Datum vom 30. August 2012 hat das Bundesmi-
nisterium der Finanzen (BMF) ein neues Schreiben
einschließlich der zu verwendenden Muster für Zu-
wendungsbestätigungen veröffentlicht. Dieses Schrei-
ben enthält wichtige Informationen zur Ausstellung
der Zuwendungsbestätigungen. Bei den neuen Zu-
wendungsbestätigungen handelt sich um verbindli-
che Muster, deren Verwendung ab dem 1. Januar
2013 verpflichtend ist.
Das Schreiben des BMF finden Sie unter www.bun-
desfinanzministerium.de, dort in der Service-Rubrik
BMF-Schreiben. Darüber hinaus stehen die Vordru-
cke als ausfüllbare Formulare unter www.formulare-
bfinv.de zur Verfügung. Es wird darauf hingewiesen,
dass bei der Verwendung der Formulare zum einen
hinsichtlich der Körperschaft bzw. Einrichtung, wel-
che die Zuwendung erhält, und zum anderen hinsicht-
lich der Art der Zuwendung zu unterscheiden ist.
Die neuen oben genannten verbindlichen Muster er-
setzen ab dem 1. Januar 2013 die Muster aus dem Jahr
2009 (Amtsblatt 10/2008, S.237).
Wir bitten um Beachtung des vorgenannten BMF-
Schreibens sowie um Anpassung Ihrer Vordrucke.
Die im BMF-Schreiben dargelegten Grundsätze und
Muster gelten sowohl für die verfasste Kirche als auch
kirchliche Vereine, Stiftungen und andere kirchliche
Einrichtungen.

*

Vergütungsrichtlinien
für nebenberufliche Kirchenmusikerinnen/

Kirchenmusiker
Speyer, 23. November 2012

Az.: III 720/01
Anpassung der Richtlinien zur Vergütung von Kir-
chenmusikern
Die Vergütungsrichtlinien für Kirchenmusikerinnen/
Kirchenmusiker werden zum 1. Januar 2013 ange-
passt.
Zuvor wurden die Vergütungen letztmals zum 1. Ok-
tober 2007 in Anlehnung an die damals geltenden
Vergütungstabellen des Tarifvertrages des öffentli-
chen Dienstes (TVöD) erhöht. Seit dieser Zeit gab es
tarifliche Gehaltserhöhungen von insgesamt etwa
17 %, die wir mit der neuen Anpassung nun auch für
die nebenamtlichen Kirchenmusikerinnen und Kir-
chenmusiker umsetzen.
Wir wissen, dass Steigerungen in dieser Höhe für viele
Kirchengemeinden eine hohe finanzielle Belastung
bedeuten, bitten Sie aber zu bedenken, dass die Aus-
bildung von Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusi-
kern viele Jahre erfordert und zu einem großen Teil
von den Auszubildenden selbst finanziert wird. Ein

Partizipieren an den Gehaltssteigerungen der übrigen
Mitarbeiter halten wir deshalb für notwendig. Beden-
ken Sie in diesem Zusammenhang bitte auch, dass die
Gemeinden durch die verzögerte Erhöhung in den
letzten Jahren geringere Ausgaben hatten.
Künftige Anpassungen wollen wir wieder, wie in den
Vergütungsrichtlinien vorgesehen, alle zwei Jahre
vornehmen.
Bitte beachten Sie, dass es sich bei den neuen Werten
um Richtlinien handelt, die von unserer Besoldungs-
stelle nicht automatisch umgesetzt werden. Die Erhö-
hung erfolgt erst durch einen Beschluss des Presbyte-
riums. Im Anschluss ist eine Anweisung an die ge-
haltzahlende Stelle erforderlich.
Aufgrund von § 9 Abs. 1 Buchst. b) des Gesetzes über
den kirchenmusikalischen Dienst in der Evangeli-
schen Kirche der Pfalz vom 28. November 1991 (ABl.
S. 175) erlässt die Kirchenregierung folgende Vergü-
tungsrichtlinien für nebenberufliche Kirchenmusike-
rinnen/Kirchenmusiker:
Diese Vergütungsrichtlinien für nebenberufliche Kir-
chenmusikerinnen/Kirchenmusiker sind grundsätz-
lich für alle Kirchengemeinden verbindlich. Bei fi-
nanziell schwachen Gemeinden bzw. in Konkurrenz-
situationen kann bei der Vergütung nach unten oder
oben abgewichen werden.
1. Jahresvergütung für nebenberufliche Organis-

tinnen/Organisten und Chorleiterinnen/Chor-
leiter

1.1 Zur Berechnung der Jahresvergütung werden
folgende Messbeträge zugrunde gelegt:
1.1.1 Für C-Kirchenmusikerinnen/Kirchenmusi-
ker:
107,20 % des Entgeltes der Stufe 1 der Entgelt-
gruppe 9 TVöD 2.575,48 Euro
1.1.2 Für D-Kirchenmusikerinnen/Kirchenmusi-
ker:
99,00 % des Entgeltes der Stufe 1 der Entgelt-
gruppe 6 TVöD 2.043,83 Euro
1.1.3 Für Hilfskirchenmusikerinnen/Hilfskir-
chenmusiker
92,10 % des Entgeltes der Stufe 1 der Entgelt-
gruppe 5 TVöD 1.821,72 Euro.

2. Vergütung für nebenberufliche Organistinnen/
Organisten
Bei regelmäßig tätigen Organistinnen/Organisten, die
sich dadurch auszeichnen, dass sie regelmäßg in der
Kirchengemeinde spielen, aktiv am Organisteneintei-
lungsplan beteiligt sind und im Verhinderungsfall mit-
helfen, nach Ersatz zu suchen, ist die Zahlung der Jah-
resvergütung vorgesehen. Wird der Organistendienst
regelmäßig durch mehrere Organistinnen/Organisten
wahrgenommen, bestehen keine Bedenken, den
Dienst anteilmäßig abzurechnen (64 Dienste pro Jahr
einschl. der kirchlichen Feiertage).
Organistinnen/Organisten erhalten als Jahresvergü-
tung, unter Berücksichtigung von vier Wochen Erho-
lungsurlaub, für
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2.1 jeden zweiten Sonntag ein Gottesdienst
(einschl. anteiliger kirchlicher Feiertage)
bis 10 Jahre Dienstzeit 47 %
über 10 Jahre Dienstzeit 53 %.
2.2 jeden Sonntag ein Gottesdienst (einschl. der
kirchlichen Feiertage)
bis 10 Jahre Dienstzeit 94 %
über 10 Jahre Dienstzeit 106 %.
2.3 jeden Sonntag zwei gleiche Gottesdienste
oder ein Gottesdienst mit einem Nebengottes-
dienst (z. B. Früh- oder Wochengottesdienst)
bis 10 Jahre Dienstzeit 169 %
über 10 Jahre Dienstzeit 191 %
der unter 1.1 genannten Messbeträge, auf volle
Euro aufgerundet. Die Mitwirkung bei Trauun-
gen und Beerdigungen ist in diesen Sätzen nicht
eingeschlossen.

3. Sonderdienste der nebenberuflichen Organistin-
nen/Organisten werden vergütet:

3.1 Für Trauungs-, Tauf- und Beerdigungsgot-
tesdienste
(einfache Form) 33,50 Euro.
3.2 Für Trauungs- und Beerdigungsgottesdienste
(besondere musikalische Ausgestaltung, z.B.
Mitwirkung eines Solisten bzw. bei der Mitwir-
kung von kirchen musikalischen Feiern)
mindestens 80,00 Euro
bzw. nach Vereinbarung.

Die Vergütung dieser Sonderdienste erfolgt über die
Kirchengemeinde durch die Personen, die eine solche
Mitwirkung wünschen.
4. Jahresvergütung für nebenberufliche (Kin-
der-)Chorleiterinnen/(Kinder-)Chorleiter
(Kinder-)Chorleiterinnen/(Kinder-)Chorleiter erhal-
ten als Jahresvergütung (9 Monate Dienst) für die

4.1 Leitung von Chören mit einem Dienst an den
Hauptfeiertagen
(ca. 48 Dienste):
bis 10 Jahre Dienstzeit 95 %
über 10 Jahre Dienstzeit 107 %.
4.2 Leitung von Chören mit mindestens einem
Dienst im Monat (ca. 52 Dienste):
bis 10 Jahre Dienstzeit 104 %
über 10 Jahre Dienstzeit 117 %.
4.3 Leitung von Chören mit einem Dienst wie
Ziff. 4.2 und dazu mindestens zwei
eigene jährliche Aufführungen (ca 54 Dienste):
bis 10 Jahre Dienstzeit 108 %
über 10 Jahre Dienstzeit 121 %
der unter 1.1 genannten Messbeträge, auf volle
Euro aufgerundet. Die Mitwirkung des Chores
bei Trauungen und Beerdigungen ist in diesen
Sätzen nicht eingeschlossen.

5. Vergütungen für Vertretungsdienste
5.1 Für nebenberufliche Organistinnen/Organis-
ten

Vertretungs-Organistinnen/Vertretungs-Orga-
nisten erfüllen nicht die Voraussetzung der re-
gelmäßig tätigen Organistin oder des regelmäßig
tätigen Organisten (Ziff. 2) und tun meist nur
kurzfristig Dienst.
Sie erhalten:
5.1.1 für Hauptgottesdienst mit Abendmahl
33,50 Euro
5.1.2 für Hauptgottesdienst 31,00 Euro
5.1.3 für Nebengottesdienst 27,00 Euro.
Diese Sätze gelten für Vertretungen, die von ge-
prüften bzw. anerkannten C-Kirchenmusikerin-
nen und C-Kirchenmusikern ausgeführt werden.
Erfolgen die Vertretungen durch D- bzw. Hilfs-
organistinnen und D- bzw. Hilfsorganisten, so
können die einzelnen Beträge um 3 Euro bzw. 6
Euro gekürzt werden.
5.2 Nebenberufliche (Kinder-)Chorleiterinnen/
(Kinder-)Chorleiter
erhalten für eine Chorprobe mit einer Dauer von
in der Regel
90 Minuten 51,00 Euro.
5.3 Fahrtauslagen,
die einer Vertreterin/einem Vertreter erwachsen,
sind eigens zu vergüten. Pauschalierung ist mög-
lich.

6. Aufschlag bei A- und B-Prüfung
6.1 Aufschlag bei B-Prüfung
Jeweils 20 % der ausmachenden Jahres- bzw.
Vertretungsvergütung.
6.2 Aufschlag bei A-Prüfung
Jeweils 40 % der ausmachenden Jahres- bzw.
Vertretungsvergütung.

7. Schlussbestimmungen
Die Entgelte (Ziffer 1.1) sowie die Vergütungs- und
Vertretungssätze (Ziffer 3 und 5) werden im zweijäh-
rigen Rhythmus durch Beschluss des Landeskirchen-
rates angepasst, sofern sich die tariflichen Entgelte
entsprechend erhöht haben.
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Stellenausschreibungen

Pfarrstellen im Bereich der Landeskirche
Ausgeschrieben wird

die Pfarrstelle 3 Stiftskirche Kaiserslautern
zur Besetzung durch Gemeindewahl.

Die Pfarrstelle 3 Stiftskirche Kaiserslautern im Kir-
chenbezirk Kaiserslautern umfasst 1.649 Gemeinde-
glieder. Die Predigtstätten sind die Stiftskirche und die
Kleine Kirche.
Die Stiftskirchengemeinde Kaiserslautern hat drei
Pfarrstellen und unterhält als Gebäudebestand zwei
Kirchen, einen Stiftskirchensaal, das Gemeindezent-
rum Alte Eintracht und drei Pfarrhäuser.
Sie ist der Gesamtkirchengemeinde Kaiserslautern an-
geschlossen sowie Mitglied der Ökumenischen Sozi-
alstation Kaiserslautern;

*
die Pfarrstelle Kriegsfeld

zur Besetzung durch Gemeindewahl.
Die Pfarrstelle Kriegsfeld im Kirchenbezirk Kirch-
heimbolanden umfasst 1.015 Gemeindeglieder. Die
Predigtstätten sind in Kriegsfeld und Mörsfeld. Die
Pfarrstelle wird zukünftig eine Erweiterung um einen
weiteren Dienstauftrag erhalten.
Die Kirchengemeinde Kriegsfeld-Mörsfeld unterhält
als Gebäudebestand zwei Kirchen, ein Gemeindehaus
und ein Pfarrhaus.
Sie ist dem Verwaltungsamt Donnersberg angeschlos-
sen und Mitglied der Ökumenischen Sozialstation
Donnersberg Ost;

*
die Pfarrstelle 1 Gedächtniskirche Speyer

- verbunden mit dem Dekanat -
zur Besetzung durch die Bezirkssynode.

Die Pfarrstelle 1 Gedächtniskirche Speyer im Kir-
chenbezirk Speyer umfasst 1.457 Gemeindeglieder.
Die Predigtstätte ist die Gedächtniskirche.
Die Gedächtniskirchengemeinde Speyer hat zwei
Pfarrstellen und unterhält als Gebäudebestand eine
Kirche, ein Gemeindehaus und ein Pfarrhaus.
Sie ist der Gesamtkirchengemeinde Speyer ange-
schlossen, Mitglied der Ökumenischen Sozialstation
Speyer, Mitglied im Verkehrsverein Speyer und Mit-
glied des Bauvereins der Gedächtniskirche, dessen ge-
borenes Vorstandsmitglied die Dekanin/der Dekan ist.
Ebenfalls ist sie/er geborenes Mitglied des Vorstands
im Bauverein Dreifaltigkeitskirche und geborenes
Mitglied im Vorstand der Kulturstiftung Speyer. Die
Gedächtniskirchengemeinde Speyer betreut drei Al-
tenheime.
Der Dekan hat derzeit den Vorsitz der Gesamtkirchen-
gemeinde Speyer inne und damit die Leitung für die
drei Kindertagesstätten der Gesamtkirchengemeinde.

Die Gesamtkirchengemeinde ist für den Baubestand
der Speyerer Kirchengemeinden verantwortlich.
Das Dekanat Speyer bildet einen Verwaltungszweck-
verband mit dem Dekanat Germersheim; die Dekanin/
der Dekan von Speyer ist dort Vorstandsmitglied.

*
Wir bitten Sie, Bewerbungen bis spätestens 31. Januar
2013 beim Landeskirchenrat, Dezernat IV, einzurei-
chen.

Pfarrstellen der EKD

Projektstelle „Weiterentwicklung kirchlicher
Arbeit im Tourismus“

Für eine neu geschaffene Projektstelle „Weiterent-
wicklung kirchlicher Arbeit im Tourismus“ wird
zum nächst möglichen Zeitpunkt

eine Pastorin bzw. ein Pastor mit Befähigung zur
Anstellung in der Nordkirche oder

eine kirchliche Mitarbeiterin bzw. ein kirchlicher Mit-
arbeiter mit theologischen Kenntnissen

gesucht. Die Stelle wird auf die Dauer von drei Jahren
in einem Umfang von 100 Prozent eingerichtet. Es
handelt sich um eine Projektstelle der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Norddeutschland in Zusam-
menarbeit mit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, die im Hauptbereich 3 „Gottesdienst und Ge-
meinde“ angesiedelt ist.
Die Stelleninhaberin/der Stelleninhaber soll an ver-
schiedenen Orten, die sich überwiegend auf dem Ge-
biet der Nordkirche befinden, innovative Formen
kirchlicher Arbeit im Tourismus exemplarisch initiie-
ren bzw. weiterentwickeln. Hierbei sollen Konzepte
für kirchliche Arbeit einer Region entstehen, durch
welche sich die Gemeinden der Zielgruppe der Urlau-
ber und Reisenden neu zuwenden. Die Konzepte sol-
len auf theologischen und tourismuswissenschaftli-
chen Erkenntnissen beruhen und die Zusammenarbeit
zwischen Kirche und anderen im Tourismus Tätigen
fördern.
Für die Entwicklung dieser Projekte steht ein von der
EKD mitfinanzierter Fonds zur Verfügung. Die ent-
stehenden Konzepte, Bausteine und Impulse sollen
EKD-weit nutzbar gemacht werden.
Zu den Aufgaben der Stelleninhaberin/des Stellenin-
habers gehört insbesondere:
- Gemeinden und andere kirchliche Handlungsträ-

ger in ihrer Zielgruppen bezogenen Zusammenar-
beit als Region zu unterstützen,

- etwa zehn Regionen in der Konzept- und Projekt-
entwicklung zu begleiten und ihnen mit theologi-
schem Fachwissen und Kenntnissen aus der Tou-
rismusarbeit zur Seite zu stehen,

- die Kommunikation mit Kommunen und den im
Tourismus Tätigen in den Regionen zu fördern,
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- die an der EKD-Förderung teilnehmenden Regio-
nen zu vernetzen und einen inhaltlichen Austausch
voranzubringen,

- die Umsetzung der Projekte zu dokumentieren,
auszuwerten und zu veröffentlichen,

- einen Fachkongress als Abschluss des Projektes
auf EKD-Ebene zu organisieren und durchzufüh-
ren

- und die Zusammenarbeit mit den weiteren Mitar-
beitenden im Bereich von Kirche und Tourismus
in der Nordkirche und in der EKD.

Die Projektstelle wird durch einen gemeinsamen Bei-
rat von EKD und Nordkirche begleitet, der auch über
die Förderung der Regionen entscheidet. Dienstsitz ist
das Dorothee-Sölle-Haus in Hamburg, Königstraße
54. Die Dienstaufsicht führt der Hauptbereichsleiter
des Hauptbereichs 3.
Gesucht wird eine Persönlichkeit mit
- hoher theologischer Reflexionsfähigkeit und tou-

rismuswissenschaftlichen Kenntnissen,
- eigenen Erfahrungen in der Arbeit in Gemeinden

und Regionen,
- Fähigkeiten zur Entwicklung von Zielgruppen be-

zogenen Konzepten,
- hohe Kompetenzen im Projektmanagement und

selbständigen Arbeiten,
- Erfahrungen in der Öffentlichkeitsarbeit,
- beraterische Kompetenz
- und Kommunikationsfähigkeit und Organisations-

geschick.
Die Bereitschaft zu häufigen Dienstfahrten wird vo-
rausgesetzt.
Für Rückfragen und weitere Informationen stehen zur
Verfügung: der Leiter des Hauptbereiches 3, Pastor
Friedrich Wagner, Telefon 040 306201202 und die
Referentin im Dezernat Theologie und Publizistik im
Landeskirchenamt der Nordkirche, OKRin Johanne
Hannemann, Telefon 0431 9797980.
Schriftliche Bewerbungen sind bis zum 15. Januar
2013 (Eingang) an das Landeskirchenamt der Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland De-
zernat für Theologie und Publizistik, Dänische Str.
21-35, 24103 Kiel zu richten.
Entscheidend ist nicht der Poststempel, sondern der
rechtzeitige Zugang bei der angegebenen Adresse.
Az.: 20 HB 3 Projektpfarrstelle Tourismus PSc

Beauftragte/r für den Südwestrundfunk
(SWR), Landesfunkhaus Mainz (Pfarrstelle)

Besetzung durch die Kirchenleitungen der Evan-
gelischen Kirche in Hessen und Nassau, der Evan-
gelischen Kirche im Rheinland und der Evangeli-
schen Kirche in der Pfalz (Protestantische Landes-
kirche)
Zum 1. Juli 2013 ist die Stelle eines/einer Beauftrag-
ten beim SWR beim Landesfunkhaus Mainz (Dienst-
sitz: Mainz) zu besetzen.
Der Südwestrundfunk umfasst die Bundesländer
Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg und ist die
zweitgrößte Anstalt der ARD. Landesfunkhäuser be-
finden sich in Baden-Baden, Mainz und Stuttgart, die
Intendanz ist in Stuttgart.
Wie in allen öffentlich-rechtlichen Rundfunksendern
haben die Kirchen auch im SWR das Recht, ihre Bot-
schaft durch selbst gestaltete „Verkündigungs-Sen-
dungen“ zu verbreiten. Von der Stelleninhaberin/dem
Stelleninhaber werden diese Beiträge vor allem für
den Bereich Rheinland-Pfalz verantwortet. Im Beneh-
men mit den drei Landeskirchen in Rheinland-Pfalz
sind Autorinnen und Autoren zu suchen, zu schulen
und einzusetzen. Die Fortbildung der Autorinnen und
Autoren geschieht in Zusammenarbeit mit den evan-
gelischen Beauftragten in Baden-Württemberg und
den katholischen Beauftragten von Mainz und Baden-
Baden. Die Stelleninhaberin/ Der Stelleninhaber redi-
giert die Manuskripte und leitet die Aufnahmen. Au-
ßerdem wird erwartet, dass er/sie regelmäßig eigene
Sendungen produziert und bei unvorhergesehenen
Ereignissen mit aktuellen Sendungen und live im lau-
fenden Hörfunkprogramm präsent ist.
Zu den Aufgaben gehört auch die Kontaktpflege zu
allen Redaktionen und Programmbereichen des Lan-
desfunkhauses in Mainz, besonders zu den Redaktio-
nen „Religion, Kirche, Gesellschaft“ im Hörfunk und
im Fernsehen. Fallweise sind auch Gespräche zwi-
schen Gemeinden, Kirchen und Redaktionen zu ver-
mitteln. Die Arbeit des/der Beauftragten geschieht in
intensiver Zusammenarbeit mit den beiden Beauftrag-
ten der Badischen und der Württembergischen Kirche
mit Sitz in Stuttgart, mit dem katholischen Sender-
beauftragten in Mainz und den Rundfunkreferaten der
drei Landeskirchen in Rheinland-Pfalz.
Bewerberinnen und Bewerber müssen über folgende
Voraussetzungen verfügen:
- Pfarrerin oder Pfarrer der EKHN, der EKiR oder

der EKP
- Erfahrung in der Rundfunkarbeit mit eigenen Ver-

kündigungssendungen
- Erfahrungen im Pfarramt mit reflektierter homile-

tischer und seelsorgerlicher Praxis
- Offenheit für unterschiedliche theologische Ansät-

ze und Frömmigkeitsformen
- Organisations- und Kommunikationsfähigkeit auf

der Grundlage eines deutlichen evangelischen Pro-
fils
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Die Besetzung erfolgt für fünf Jahre durch die Kir-
chenleitungen der drei zuständigen Kirchen.
Die bisherige Stelleninhaberin steht zur erneuten Er-
nennung zur Verfügung.
Bei gleicher Eignung und Befähigung werden Bewer-
bungen von Frauen bevorzugt berücksichtigt. Bei glei-
cher Eignung und Befähigung werden Schwerbehin-
derte bevorzugt berücksichtigt.
Weitere Informationen: Oberkirchenrat Dr. Joachim
Schmidt, Leiter des Stabsbereichs Öffentlichkeitsar-
beit der EKHN, Tel. 06151 405289 oder joa-
chim.schmidt@ekhn-kv.de.
Bewerbungen werden bis zum 15. Februar 2013 auf
dem Dienstweg erbeten an: Kirchenverwaltung der
EKHN, Referat Personaleinsatz Pfarrerinnen und
Pfarrer, Paulusplatz 1, 64285 Darmstadt. Diese Stelle
ist auch in der Evangelischen Kirche im Rheinland
ausgeschrieben.

Dienstnachrichten

Wiederwahl
Die Landessynode hat am 22. November 2012
Herrn Oberkirchenrat Gottfried M ü l l e r  mit Wir-
kung vom 1. Januar 2013
auf die Dauer von sieben Jahren als geistlichen Ober-
kirchenrat wieder gewählt. Gleichzeitig wurde er als
Stellvertreter des Kirchenpräsidenten wieder gewählt.

Ernennungen
Ernannt wurde zur Pfarrerin auf Lebenszeit
Pfarrerin z. A. Andrea K u e b a r t , Münchweiler, mit
Wirkung vom 1. Januar 2013.

Verleihungen
Verliehen wurde
die Pfarrstelle P a u l u s k i r c h e  K a i s e r s l a u-
t e r n Pfarrer Karl G r a u p e t e r , Ludwigshafen, mit
Wirkung vom 1. Januar 2013,
die Pfarrstelle 3 für die Arbeit als Referentin auf Fach-
bereichsebene bei der Evangelischen A r b e i t s-

s t e l l e  B i l d u n g  u n d  G e s e l l s c h a f t  Pfarre-
rin Claudia K e t t e r i n g, Kaiserslautern, mit Wir-
kung vom 1. Dezember 2012 auf die Dauer von acht
Jahren.

Verwaltungen
Übertragen wurde die nebenamtliche Verwaltung der
Pfarrstelle
P a u l u s k i r c h e  K a i s e r s l a u t e r n Pfarrer
Frank S c h u s t e r , Kaiserslautern, mit Wirkung vom
1. Dezember bis einschließlich 31. Dezember 2012,
F r i e d e n s k i r c h e  K a i s e r s l a u t e r n Pfarrer
Frank S c h u s t e r , Kaiserslautern, mit Wirkung vom
1. Januar 2013.

Dienstleistungen
Zugeordnet zur Dienstleistung wurde dem Kirchen-
bezirk
D o n n e r s b e r g Pfarrerin Birgit R u m m e r, Bolan-
den, mit Wirkung vom 1. Januar 2013,
L a n d a u Pfarrer Christoph K n a c k, Frankenthal,
mit Wirkung vom 1. Januar 2013.

Freistellungen
Freigestellt wurde weiterhin bis einschließlich 31. Ja-
nuar 2016 Pfarrer Dr. Klaus-Peter E d i n g e r, Lud-
wigshafen für den Auslandsdienst in S i m b a b w e,
Afrika.

Beendigungen
Beendet wird der Vorbereitungsdienst der Vikarin/des
Vikars
Thorsten G r a s s e, Mainz,
Astrid G r o b, Ramstein-Miesenbach,
Ksymena H u m b e r t , Frankenthal,
Daniela N e l s o n, Weingarten,
mit Ablauf des Monats Februar 2013.

Entlassungen
Entlassen aus dem Dienst der Evangelischen Kirche
der Pfalz wird Pfarrer Tillmann Luther, Visp/Schweiz,
mit Ablauf des 31. Juli 2013.
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„Ihr werdet durch Gottes Macht durch den Glauben bewahrt
bis zur Seligkeit, die bereit ist, dass sie offenbar werde zur
letzten Zeit.“
1. Petrus 1,5

Der Herr über Leben und Tod hat aus dieser Zeit

Pfarrer i. R. Hartwig Dein

am 1. November 2012 in Kaiserslautern im Alter von 82 Jahren abgerufen.

Mitteilungen

Landeskirchenrat;
Schließzeiten zwischen Weihnachten und

Neujahr
Die Dienststelle des Landeskirchenrats ist wie in
vorangegangenen Jahren aus Energiespargründen
zwischen Weihnachten und Neujahr geschlossen. Für
dringende Angelegenheiten ist die Dienststellenlei-
tung am 27. und 28. Dezember 2012 von 9.00 Uhr bis
13.00 Uhr unter den Telefonnummern 06232/667–155
und -157 zu erreichen. Ebenso werden Nachrichten
per E-Mail in dieser Zeit täglich abgerufen, soweit sie
unter der Adresse ludwig.buchert@evkirchepfalz.de
eingehen.

*

Kur- und Urlauberseelsorgedienst in der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche

Hannover 2013
Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannover
bietet Pastorinnen und Pastoren aus den Gliedkirchen

der EKD Einsätze als Kur- und Urlauberseelsorgerin-
nen und –seelsorger in reizvollen touristischen Regio-
nen (u.a. an der Nordsee, im Harz und an der Weser)
an.
Die Ausschreibungen der einzelnen Orte und Vorla-
gen für die Bewerbung finden Sie neben weiteren In-
formationen im Internet unter www.kurprediger.de.
Das Landeskirchenamt beauftragt für diesen besonde-
ren Dienst nach vorheriger Kontaktaufnahme mit
Herrn Pastor Hartmut Schneider (mail: schnei-
der@kirchliche-dienste.de; Tel: 049 41-95 92 51, Fax:
0 49 41-99 17 36; Anschrift: Georgswall 7, 26603 Au-
rich), Referent für Kur- und Urlauberseelsorge im
Haus kirchlicher Dienste der Ev.-luth. Landeskirche
Hannover und erfolgter Abstimmung mit dem Pfarr-
amt des gewünschten Einsatzortes.
Bewerbungen sollen auf dem Dienstweg frühzeitig er-
folgen.

*

Diesem Amtsblatt sind das Sach- und das
Personenverzeichnis 2012 beigefügt.
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